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Beschluss 

TOP II. 1  Ablehnung von Beweisanträgen auf Herbeischaffung 

und Verlesung ausländischer Urkunden 

 

Berichterstattung:  Niedersachsen 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich mit den strafpro-

zessualen Möglichkeiten der Ablehnung von Beweisanträgen befasst, 

die auf die Beschaffung und Verlesung im Ausland befindlicher Urkun-

den gerichtet sind. 

 

2. Sie sind der Auffassung, dass die bisher durch § 244 Abs. 3 S. 2 bis 

Abs. 5 StPO eröffneten Ablehnungsmöglichkeiten insoweit den prakti-

schen Erfordernissen nicht immer hinreichend gerecht werden. 

 

3. Sie bitten deshalb die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-

schutz um Prüfung, ob der Ablehnungsgrund des § 244 Abs. 5 S. 2 

StPO auf Beweisanträge erweitert werden kann, die auf die Beschaf-

fung und Verlesung im Ausland befindlicher Urkunden gerichtet sind. 

 


